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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 172/15 B 
 
L 2 AS 1250/13 (Sächsisches LSG) 
S 27 AS 2477/13 (SG Dresden) 
 
 
 
1. ……………………………, 
 
2. ……………………………, 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Meißen, 
Loosestraße 17/19, 01662 Meißen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Mai 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter  

Prof. Dr.  B e c k e r    und   Dr.  S c h ü t z e     

beschlossen: 

 

Die Beschwerden der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Sächsischen 

Landessozialgerichts vom 7. Mai 2015 werden als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten der Beschwerdeverfahren sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem vorbezeichneten, mit einer falschen Rechtsmit-

telbelehrung versehenen und ihnen am 13.5.2015 zugestellten Urteil des Sächsischen LSG 

haben die Kläger durch ihre früheren Prozessbevollmächtigten zwar form- und fristgerecht Be-

schwerde eingelegt, das Rechtsmittel aber nicht begründet; die Prozessbevollmächtigten haben 

vielmehr mit Schreiben vom 10.8.2015 mitgeteilt, dass sie die Vertretung niedergelegt haben. 

 

Die Rechtsmittel sind als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 

SGG), weil die Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision nicht innerhalb der bis zum 

13.5.2016 laufenden Jahresfrist (§ 160a Abs 2 Satz 1, § 64 Abs 1, § 66 Abs 2 SGG) durch einen 

beim BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten begründet worden sind. Die Verwerfung der 

Rechtsmittel erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamtlichen Richter in entsprechender Anwendung 

des § 169 SGG. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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